

Rechte und Pflichten, die sich aus dem Datenschutzgesetz ergeben


	Rechte des einzelnen Bürgers
	Pflichten von datenverarbeitenden Behörden oder Unternehmen

	· Grundrecht auf Datenschutz ( kann über Zivilrechtsweg bzw. Datenschutzkomission geltend gemacht werden.

· Jeder Bürger hat ein Recht auf Information über die Verearbeitung seiner Daten und muß mit der Speicherung einverstanden sein (Ausnahme: wenn es ein Gesetz vorsieht).

· Jeder Bürger besitzt das Recht auf Auskunft und Einsicht in Daten, die ihn betreffen (Es bestehen Ausnahmen vom Auskunftsrecht, wenn z.B. die Sicherheit des Staates, die Landesverteidigung oder die öffentliche Sicherheit betroffen sind.).

· Es besteht das Recht auf Berichtigung, Sperrung bzw. Löschung von falschen Daten, die über eine Person gespeichert wurden. 

· Es dürfen nur Daten verwendet werden, soweit sie für den Zweck der Datenanwendung wesentlich sind.

· Es besteht das Recht auf Löschung, wenn die Speicherung der Daten nicht zulässig oder nicht mehr notwendig ist.

· Anspruch auf Geheimhaltung der ihn betreffenden personenbezogenen Daten, soweit ein schutzwürdiges Interesse daran besteht.
	· Meldepflicht bei der zuständigen Kontrollbehörde (Ausnahme: best. Fälle, die kein besonderes Risiko beinhalten).

· Daten dürfen nur für festgelegte, eindeutige und rechtmäßige Zwecke ermittelt und verwendet werden (Ausnahme: wissenschaftliche oder statistische Zwecke unter best. Voraussetzungen).

· Daten dürfen nur so verwendet werden, daß sie im Hinblick auf den Verwendungszweck im Ergebnis sachlich richtig und, wenn nötig, auf den neuesten Stand gebracht sind. 
· Es sind technische sowie organisatorische Maßnahmen zur Gewährleistung der Datensicherheit zu treffen. 

· Die Übermittlung der Daten in Länder, die nicht Mitglied der EU sind ("Drittländer"), ist dann zulässig, wenn das jeweilige Drittland ein angemessenes Schutzniveau gewährleistet.
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